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Aktualität des Akteninhalts

Wie lange der Akteninhalt als aktuell gelten 
darf, ist umstritten. In grober Orientierung 
bietet sich an, für ärztliche Atteste, Befund-
berichte, Krankenhausentlassungsbriefe 
oder Laborwerte eine Aktualitätsgrenze 
von sechs Monaten anzunehmen und tech-
nisch-apparative Untersuchungen für einen 
Zeitraum von neun bis zwölf Monaten als 
berücksichtigungsfähig anzusehen. Diese 
Zahlen können allerdings schon deshalb 
nur grobe Richtwerte sein, weil die Aktuali-
tät von schriftlich Fixiertem ganz erheblich 
vom Betrachtungsgegenstand abhängt. 
So stellt sich Aktualität bei chronisch de-
generativen Prozessen ohne Veränderung 
ganz anders dar, als bei akuten und dyna-
mischen Prozessen. Für die Beurteilung im 
Zusammenhang mit Berufskrankheiten sind 
vielfach langjährige Entwicklungen sowohl 
hinsichtlich der arbeitstechnischen Belas-
tungen wie auch bezüglich des Gesund-
heitszustandes von Belang. 

Informationsbeschaffung durch eigene 
Tatsachenfeststellungen

Bei einer Begutachtung bezieht sich die An-
wendung der besonderen Sachkunde auf 
Tatsachen, die (wie z.B. ein Unfallhergang) 
dem Gutachten zugrunde gelegt werden. 
Diese als „Anknüpfungstatsachen“ bezeich-
nete Faktenbasis ist bei Gerichtsgutachten 
vom Gericht zu bestimmen (vgl. § 404a 
Abs. 3 ZPO) und selbst zu klären (s.a. § 355 
ZPO). Eigeninitiativ darf ein Sachverständi-
ger Anknüpfungstatsachen folglich nicht 
aufklären, auch wenn er sie für wesentlich 
hält und sie ihm nicht mitgeteilt wurden. In 
solchen Fällen (und auch in Zweifelsfällen) 
muss er Rücksprache mit dem Auftraggeber 
halten und ihn zur Faktenermittlung ver-
anlassen. Betreibt er hingegen selbst Tat-
sachenaufklärung (z.B. indem er Zeugen 
zum Unfallhergang befragt), dann kann 

6.1  Informationsbeschaffung 
ohne Beteiligung des 
 Begutachteten

Phasen der Erkenntnisgewinnung

Den Phasen der Erkenntnisgewinnung ge-
mäß kann der Ablauf der Begutachtung in 
die Abschnitte der Informationsbeschaf-
fung, Informationsverarbeitung und Infor-
mationsweitergabe untergliedert werden. 
Dabei erscheint die Minimalforderung an 
die Erkenntnisgewinnung banal: das Rele-
vante ist vollständig zu erfassen und richtig 
zu verwerten. 

Informationsbeschaffung durch Akten

Am Beginn der Informationsbeschaffung 
steht zumeist der Zugriff auf Akten, die im 
Zusammenhang mit dem Beurteilungsfall 
stehen. Das Sozialgesetzbuch sieht in § 65 
SGB I indirekt die Möglichkeit einer sozialme-
dizinischen Beurteilung allein nach Aktenla-
ge vor, indem dort geregelt ist, dass Mitwir-
kungspflichten dann nicht bestehen, wenn 
sich der Leistungsträger durch einen gerin-
geren Aufwand die erforderlichen Kennt-
nisse selber beschaffen kann. Stets sind 
fallrelevante Akten vollständig beizuziehen 
und auszuwerten, um belangvolle Inhalte 
mitberücksichtigen zu können. Insoweit sind 
alle schon vorliegenden Unterlagen – soweit 
bedeutsam – in die eigene Beurteilung mit 
einzubeziehen (BSG Urteil vom 5.2.2008, B 2 
U 3/07 R). Dies gilt für Vorbefunde, Befundbe-
richte und aktuelle Arztbriefe ebenso wie für 
die Schriftstücke zu technischen Zusatzun-
tersuchungen. Ohne Anspruch auf Vollstän-
digkeit können hier zudem Unterlagen zur 
Krankheitsvorgeschichte, hausärztliche Do-
kumentationen, Vorsorgeuntersuchungen, 
Röntgenaufnahmen, Lungenfunktionsproto-
kolle oder Stellungnahmen des Präventions-
dienstes zu Arbeitsstoffen genannt werden. 
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6.3 Die Anamnese

6.3.1  Zum Verhältnis zwischen 
Gutachter und Proband

Verhältnis zwischen Gutachter und 
Begutachtetem

Seinem Wesen nach ist das Verhältnis zwi-
schen Gutachter und Begutachtetem ver-
gleichbar mit der klassischen Beziehung 
zwischen Arzt und Patient. Auch wenn das 
Verhältnis von Sachverständigem und Be-
gutachtetem eher als die Arzt-Patient-Be-
ziehung von kritischer Skepsis geprägt ist, 
gibt es in beiden Konstellationen in der Re-
gel ein Gefälle bei der Sachkenntnis, einen 
Leidensdruck sowie Hilfserwartungen bzw. 
-wünsche gegenüber dem kompetenten 
Experten. Dabei vergessen die Begutach-
teten bei verständnisvollem Umgang nicht 
selten, welche Aufgabe der Arzt in der 
konkreten Situation wahrnimmt. Sie sehen 
in ihm schnell den Arzt in seiner traditio-
nellen Rolle, obwohl er (lediglich) neutral 
Sachverstand bei Entscheidungen im recht-
lichen bzw. normativen Bereich vermittelt. 
In vielen Fällen stellt sich daher auch bei 
Begutachtungen die traditionelle Arzt-Pa-
tienten-Beziehung nahezu automatisch 
her; die Betroffenen hegen dann zum Teil 
Erwartungen an den medizinischen Sach-
verständigen, die dessen Kompetenzen 
und Möglichkeiten überschreiten. Insbe-
sondere ein therapeutisches Verständnis 
muss bei Übernahme eines Gutachtenauf-
trags abgelegt werden, denn Behandlung 
und Begutachtung finden in jeweils ganz 
unterschiedlichem Bezugsrahmen statt. So 
kann beispielsweise für den Therapeuten 
das Verständnis im Vordergrund stehen, das 
der Betroffene von seinem Leiden oder sei-
nen Konflikten hat, während der Gutachter 
stets ein eigenes Verständnis davon dem 
Gericht vermitteln muss. Gutachten haben 
zudem für viele Menschen nicht immer nur 
die erwünschten Konsequenzen und kön-
nen dadurch das für eine Behandlung er-
forderliche Vertrauensverhältnis zerstören. 

eine solche unzulässige Beweiserhebung 
zur Unverwertbarkeit seines Gutachtens 
führen. Auch in einem Verwaltungsverfah-
ren ist dem Sachverständigen mitzuteilen, 
welche Tatsachen der Begutachtung zu-
grunde zu legen sind. Anders ist dies hin-
gegen bei sogenannten Befundtatsachen, 
zu deren Kennzeichen gehört, dass sie nur 
unter Einsatz von besonderer Sachkunde 
feststellbar sind. Sie müssen also von einem 
Sachverständigen identifiziert werden und 
sind deshalb Teil der Begutachtung.

6.2  Informationsbeschaffung 
unter Beteiligung des 
 Begutachteten

Verhältnis zwischen Gutachter und 
Begutachtetem

Wichtige Informationsquelle ist natürlich 
der Betroffene selbst. Wird er vorgeladen 
und untersucht, spricht man  – in Abgren-
zung zur Begutachtung nach Aktenlage  – 
von einem Untersuchungsgutachten, bei 
dem es also zur persönlichen Begegnung 
von zu Begutachtendem und Sachverstän-
digem kommt. Dabei empfiehlt sich eine 
Einbestellung in Eigenregie anstelle einer 
Zuweisung des zu Begutachtenden durch 
die beteiligte Verwaltungsabteilung. Letz-
teres erweist sich in der Praxis nämlich oft 
als weniger flexibel und zugleich aufwän-
diger, wobei hier insbesondere die Möglich-
keit reduziert ist, Zeitpuffer den eigenen 
Arbeitsabläufen anzupassen. Bereits bei 
der Einbestellung sind Mitwirkungs- und 
Duldungspflichten des zu Begutachtenden 
(siehe Abschnitt „2 Die Beteiligten an der Be-
gutachtung“) zu berücksichtigen. 
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geprägt; was wichtig ist, erscheint dann 
nur schwer zugänglich, während das Of-
fenkundige keine Relevanz hat (siehe auch 
Abschnitt „4 Grundlagen der Begutachtung“). 
Hier kann gerade ein intensiver menschli-
cher Kontakt dabei helfen, tiefer in die Pro-
blemzusammenhänge einzudringen und 
dadurch jene Umstände ans Licht zu brin-
gen, auf die es ankommt. Dies aber ist zu-
gleich ein wichtiger Beitrag zu einem Gut-
achtenergebnis, das von den Beteiligten als 
objektiv, zufriedenstellend und konstruktiv 
empfunden wird. 

6.3.2 Aufklärung

Eine positive Einstellung zur Begutachtung 
ist auch eines der Ziele der Probanden-Auf-
klärung, die in der Regel am Beginn des 
Untersuchungsgesprächs steht. Zugleich 
ist detaillierte Aufklärung Voraussetzung 
einer rechtswirksamen Einwilligung beim 
einwilligungsfähigen Probanden. Ihm 
sind die Gründe für die persönliche Ein-
bestellung sowie der nachfolgende Unter-
suchungsgang konkret und im Einzelnen 
zu erläutern. Dabei ist auch auf positive 
Wirkungen, Risiken, Nebenwirkungen und 
mögliche Konsequenzen einer Maßnah-
me hinzuweisen. Eine Aufklärung kann im 
Fortgang der Begutachtung immer wieder 
notwendig werden, z.B. wenn es um appa-
rative Zusatzdiagnostik oder notwendige 
Therapiemaßnahmen geht. Stets sollte sich 
der Gutachter Zeit dafür nehmen, dem zu 
Begutachtenden das Für und Wider der 
vorgesehenen (diagnostischen oder thera-
peutischen) Maßnahmen zu erläutern. Da-
bei sind die Verständnismöglichkeiten des 
Betroffenen ebenso zu berücksichtigen wie 
seine Bedenken. Im Ergebnis soll der Ver-
sicherte in die Lage versetzt werden, eine 
Risikoabwägung vorzunehmen und dabei 
zwischen den Belastungen durch die Maß-
nahme und den Konsequenzen abgelehn-
ter Mitwirkung (Versagung der Sozialleis-
tung) zu unterscheiden. 

Zugleich nimmt der Begutachtete die Be-
gutachtung unweigerlich aus einem stark 
subjektiv geprägten Blickwinkel wahr. Ihm 
ist ein gewisses Maß an Selbstdarstellung 
zuzubilligen, Tendenzen einer Geltendma-
chung von Eigeninteressen (bei Auswahl 
oder Darstellung von Befunden) sollten 
allerdings im Gutachten ebenso vermerkt 
werden wie eine herabgesetzte Bereitschaft 
zur Mitarbeit am Untersuchungsvorgang. 

Rahmenbedingungen der Begutachtung

Überdies gibt es mit der Mitarbeit des Be-
gutachteten ähnliche Probleme wie in den 
herkömmlichen ärztlichen Wirkungsfeldern 
von Praxis und Krankenhaus. Dabei können 
die äußeren Rahmenbedingungen noch 
vor Aufnahme der Untersuchungen sehr 
wesentlich zu einer vertrauensvollen und 
motivierten Haltung auf Seiten des zu Be-
gutachtenden beitragen, die dann auch in 
die eigentliche Begutachtungssituation ein-
fließt. Deshalb ist es wichtig, die Rahmen-
bedingungen der Begutachtung in einer 
für den zu Begutachtenden entlastenden 
Weise zu gestalten. Dies betrifft die Orga-
nisation der Einbestellpraxis ebenso wie 
Warte- und Untersuchungszeiten oder die 
Professionalität beim Empfang und beim 
„Handling” des zu Begutachtenden durch 
die medizinischen Assistenzkräfte. Dazu 
gehört auch die schnelle Verfügbarkeit der 
notwendigen ärztlichen Voruntersuchungs-
befunde. 

Intensiver menschlicher Kontakt

Grundlegende Voraussetzung für eine 
fruchtbare und für beide Seiten angeneh-
me Gestaltung des Verhältnisses zwischen 
Gutachter und Begutachtetem ist Empathie 
auf Seiten des Sachverständigen. Sie soll-
te mit einer vorurteilslosen Offenheit und 
der Bereitschaft einhergehen, die Ängste, 
Bedürfnisse und Schwierigkeiten des Pro-
banden ernst zu nehmen. Zudem ist der 
gutachterliche Erkenntnisweg nicht selten – 
namentlich bei intrapsychischen Sachver-
halten – von einer umgekehrten Proportio-
nalität zwischen Relevanz und Sichtbarkeit 
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erbliche Leiden bzw. Krankheiten mit fami-
liärer Häufung wie Myokardinfarkt, Colitis 
ulcerosa oder psychische Erkrankungen. In 
der sozialen Dimension interessieren in der 
Regel die familiäre und gesellschaftliche 
Einbindung, die berufliche Qualifikation 
und die darauf bezogenen Gegebenheiten 
des Arbeitsmarktes. Im Falle der Begutach-
tung anlässlich eines Arbeitsunfalls ist die 
eingehende und exakte Schilderung des 
Unfallhergangs unerlässlich. Diese ist auch 
und gerade dann im Gutachten zu doku-
mentieren, wenn aus der Aktenlage andere 
Hergangsbeschreibungen ersichtlich sind.

Soweit es geht, sind Angaben des Begut-
achteten zu objektivieren, wobei die Aktu-
alität dazu einbezogener Umstände sicher-
zustellen ist. Ungeprüft sollten Angaben 
des Begutachteten auch deshalb nicht 
übernommen werden, weil sich der Gut-
achter damit dem Verdacht einer Rollendif-
fusion aussetzen würde. Insbesondere bei 
der psychiatrischen Begutachtung muss 
nach dem Prinzip der konvergierenden Va-
lidität ein mehrdimensionaler Zugangsweg 
gewählt werden, um die „doppelte Subjek-
tivität“ von Untersucher und Untersuchtem 
zu minimieren. Dazu sind beispielsweise die 
sozialen Kompetenzen bzw. die verbliebe-
nen und aufgehobenen Funktionen im All-
tagsleben darzustellen und zu analysieren. 

Bei Schmerzangaben ist zum Beispiel nach 
den behandelnden Ärzten, aktuellen The-
rapien  – wie Schmerzmedikamenten oder 
physikalischer Behandlung –, einem typi-
schen Tagesablauf oder der Sexualität zu 
fragen (s.a. „Leitlinie für die ärztliche Begut-
achtung von Menschen mit chronischen 
Schmerzen“, abrufbar auf den Seiten der 
Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaft-
lichen Medizinischen Fachgesellschaften 
e.V. [AWMF], s. www.awmf.org [AWMF-Re-
gisternummer 094  – 003]). Einschätzun-
gen der  – grundsätzlich nicht objektiv 
messbaren – Schmerzstärke sind etwa auf 
Berichte von Schmerzambulanzen bzw. 
Schmerztherapeuten, den Schmerzmittel-
verbrauch, Angaben zu Freizeitaktivitäten, 
auf eine detaillierte Exploration der Beein-

6.3.3  Inhalt und Ablauf des 
Untersuchungsgesprächs

Anamnese

Unentbehrlicher Bestandteil der Sachver-
ständigentätigkeit ist die medizinische und 
berufliche Anamnese bei der persönlichen 
Befragung. Sie bildet zugleich einen Grund-
baustein für das Vertrauensverhältnis zwi-
schen Arzt und Patient. Bei der Anamnese 
sollte dem zu Begutachtenden ausreichend 
Zeit zur Schilderung und Darstellung ein-
geräumt werden, um mit der erforderlichen 
Tiefe in die Problemzusammenhänge vor-
dringen zu können. Impulse dafür können 
auch vom Sachverständigen ausgehen, 
indem er dazu ermutigt, den Beschwerde-
typ, eine mögliche Tag-Nacht-Rhythmik, 
physiologische Vorgänge oder lebensein-
schneidende Ereignisse zu schildern. So 
wird beispielsweise eine Schlafanalyse zur 
psychiatrischen Anamnese gezählt.

Inhalt und Ablauf

Von Inhalt und Ablauf her kann sich die 
Anamnese an dem orientieren, was auch 
sonst in der klinischen Medizin bzw. dem 
Fachgebiet üblich ist, bei dem nach dem 
Gutachtenauftrag der Schwerpunkt liegt. 
Dabei variiert je nach Fragestellung, was in-
haltlich für die Begutachtung von Interesse 
ist. Allerdings können zur Orientierung eine 
Reihe von Beschreibungskriterien auf unter-
schiedlichen Betrachtungsebenen benannt 
werden.

Inhalt der Anamnese: Einzelne Bereiche

So sollten zur Person des Begutachteten 
dessen Konstitution, die vorhandene be-
rufliche und gesellschaftliche Qualifika-
tion, individuelle Dispositionen und die 
Motivationsstruktur erfasst werden. Zu 
den auf die Krankheit(en) bezogenen Be-
schreibungskriterien gehören der klinische 
Schweregrad, die Rückfallhäufigkeit oder 
die sozialmedizinische Prognose. Auch soll-
ten in der Familie gehäuft vorkommende 
Krankheitsbilder erfasst werden, wie z.B. 
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rungen eines Sachverhalts problematischer 
sind als zeitnahe. Mit entsprechendem Zeit-
ablauf ist also umso größere Skepsis ange-
bracht. 

6.3.4 Arbeitsplatzanamnese

Arbeitsplatzanamnese: Relevanz

Von großer Relevanz ist für viele Fragestel-
lungen die Erfassung und Beschreibung 
arbeitsbezogener bzw. betrieblicher Para-
meter. Dabei sind auch Wechselwirkungen 
mit der Lebensgestaltung zu erfassen, wie 
etwa die von Freizeitverhalten und Leis-
tungsanforderungen im Betrieb. Gleich-
zeitig werden an der Begutachtungspraxis 
namentlich die Defizite bei Arbeitsplatz-, 
Berufs- und Sozialanamnese moniert. Oft 
beschränken sich die Expertisen hier näm-
lich auf die Nennung des erlernten Berufs, 
der zuletzt ausgeübten Tätigkeit bzw. von 
Dauer der Arbeitslosigkeit und Familiensta-
tus bzw. Kinderzahl. Dabei zeigt ein belie-
biges Beispiel wie die Asbestexposition, bei 
der es erst nach jahrzehntelanger Latenzzeit 
zur Manifestation von greifbaren Beschwer-
den kommt, wie wichtig die differenzierte 
Arbeitsplatzanamnese für die sozialmedizi-
nische Begutachtung ist. Schon dies macht 
die stärkere Auseinandersetzung mit kon-
kreten Arbeits- und Berufsfeldern zu einer 
Hauptforderung, wenn es um die Verbes-
serung der Gutachtenpraxis geht. 

Arbeitsplatzanamnese: Anforderungen

Um die Arbeitsplatzanamnese sinnvoll er-
heben zu können, darf sich der Sachver-
ständige nicht damit begnügen, dass sich 
der Begutachtete zum erlernten Beruf, der 
zuletzt ausgeübten Tätigkeit und dem au-
genblicklichen sozialen Status äußert. Viel-
mehr ist er auf eine zusammenhängende 
Darstellung des sog. Arbeitsschicksals, von 
Berufswechseln, Umschulungen, längeren 
Ausfallzeiten wegen Krankheit oder Behin-
derung und ähnlicher Verläufe angewiesen. 
Er benötigt eine exakte Beschreibung von 
Schichtabläufen, dem Schweregrad ausge-

trächtigung alltäglicher Aktivitäten und der 
sozialen Partizipation oder eine Erfassung 
aller Schmerzlokalisationen und weiterer 
Körperbeschwerden zu stützen. 

Für einen Rückschluss auf das Leistungs-
vermögen in der allgemeinen Arbeitswelt 
wiederum ist bedeutsam, ob nicht nur un-
angenehme, sondern auch angenehme 
Tätigkeiten krankheitsbedingt aufgegeben 
wurden. Dazu kann die Aufnahme einer Ta-
geslaufschilderung oder einer Analyse der 
sozialen Funktionsfähigkeit in das Gutach-
ten geboten sein. 

Des Weiteren sollte beispielsweise das 
Vorbringen einer reduzierten Gehstre-
cke durch Untersuchung und Anamnese 
überprüft werden. Dazu ist der Betroffene 
etwa danach zu fragen, wie er die Unter-
suchungslokalität erreicht hat („Wie sind 
Sie hergekommen?“ oder „Wo parken Sie?“) 
oder welche Beeinträchtigung im Alltagsle-
ben – beispielsweise beim Weg zum Einkau-
fen – bestehen. Auch kann eine Analyse des 
Freizeitverhaltens auf zurückgelegte Wege 
schließen lassen. Auch sind Angaben nicht 
selten zu ergänzen, der schlichte Hinweis 
des Begutachteten auf eine Therapie, etwa 
durch Feststellungen zu deren Einzelmaß-
nahmen oder deren Intensität. 

Erste grobe Anhaltspunkte können auch 
Vermutungsregeln geben. Gegen das Be-
stehen selbstberichteter, gravierender 
Krankheiten spricht beispielsweise, wenn 
unter den behandelnden Ärzten kein ent-
sprechender Fachbehandler ist. Auch un-
termauert es das Vorliegen von Schmerzen 
nicht, wenn verordnete und wenig belas-
tende Schmerzmittel nicht regelmäßig ein-
genommen werden. Aufschluss über erlitte-
ne Gesundheitsstörungen geben überdies 
Vorerkrankungsverzeichnisse der Kranken-
kassen. 

Zuverlässigkeit der Angaben des 
 Begutachteten

Was Gültigkeit und Zuverlässigkeit der An-
gaben des Begutachteten betrifft, so ist ins-
besondere beachtlich, dass spätere Schilde-


